
3903 / 2020 _  N ACH RI CHTEN D ER A R L� TH EM A

Europa steht vor enormen Herausforderungen. Die Terri-
toriale Agenda 2030 fasst diese in zwei zentralen Punkten 
zusammen und formuliert die übergeordnete Zielsetzung: 
Angesichts der Polarisierungen in Gesellschaft und Raum 
und des wachsenden Drucks hin zu nachhaltiger Entwick-
lung und Klimaschutz soll und muss die Raumordnung in 
der Europäischen Union auf ein gerechtes und grünes Eu-
ropa hinwirken. Dieses Europa soll Zukunftsperspektiven 
für alle Orte und Menschen bieten, unsere gemeinsamen 
Lebensgrundlagen schützen und sozialen Zusammenhalt 
gestalten (Draft Summary 2020:3). 

Die Territoriale Agenda 2030 betont dabei die Quali-
tät der Steuerung als grundlegend für Erfolg. Mit dem Ver-
weis auf die „diversity of places in Europe” unterstreicht sie 
die Bedeutung von „place-based approaches“ in Politik und 
Planung (Draft Agenda 2020:4) und führt dazu Kernprinzi-
pien auf: Evidenzbasierung, räumliche und fachliche Integ-
ration, Mehrebenenhandeln und Subsidiarität sowie „co-
operation and coordination within society“ (Draft Agenda 
2020:4). Letzteres meint die Einbeziehung der Bürger/in-
nen, der Zivilgesellschaft, der Privatwirtschaft und der Wis-
sensträger/innen.

Der Aufruf zur prinzipiengeleiteten und kontextange-
passten Formulierung von Raumplanung ist einer der zent-
ralen Schnittpunkte zwischen der Territorialen Agenda 
2030 und der New Leipzig Charter. Die Charta von Leipzig 
widmet sich der nachhaltigen Entwicklung urbaner Räume 
und diskutiert im aktuellen Überarbeitungsprozess in ähnli-
cher Weise die Herausforderungen sozialer Gerechtigkeit 
und die des Klima- und Ressourcenschutzes. Die Territoria-
le Agenda 2030 ist im Idealfall also das „politische Leitdoku-
ment der Raumordnung“ (BBSR 2018:7) innerhalb der Eu-
ropäischen Union, das über die New Leipzig Charter ihre 
Fortführung in der Stadtplanung und -entwicklung finden 
soll.

Inwiefern sind diese Überlegungen in der Europäi-
schen Union aber auch von Bedeutung für die Stadtpla-
nung im Nicht-EU-Europa? Welchen Wert kann es im Um-
kehrschluss für uns haben, europäische Stadtentwicklung 
und urbanen Aktivismus außerhalb der EU in den Blick zu 
nehmen?

Im Folgenden möchte ich diese Fragen versuchswei-
se für das Osteuropa außerhalb der Europäischen Union 
aufgreifen, das heißt für die Länder der Östlichen Partner-

schaft und für Russland. Ich werde mich dafür auf Ergebnis-
se stützen, welche Kolleginnen/Kollegen und ich zusammen 
in verschiedenen Forschungsprojekten zur postsowjeti-
schen Stadtentwicklung erarbeitet haben (z.  B. TRIPAR:  
Urban planning in Ukraine, Russia and Germany [2017–
2019], Post-socialist Urban infrastructures [2016–2019],  
Urban Reconfigurations in Post-Soviet Space [2013–
2017]). 

Weit weg und doch nah
Doch zunächst eine kleine Vorbemerkung: Die Länder und 
Stadtentwicklungen in Osteuropa geraten oft und leicht 
aus dem Blick. Das gilt insbesondere für Regionen, die nicht 
Teil der EU sind. Sowohl in der raumbezogenen Forschung 
als auch in der europäischen Hochschullehre und Praxis ist 
dieses Osteuropa ein oft vernachlässigter und hinsichtlich 
seiner räumlichen Entwicklungen vielfach unbekannter 
Raum. Tauri Tuvikene (2016) spricht für die Forschung von 
dem doppelten Ausschluss Osteuropas, nämlich aus den 
Debatten zum Global North und zum Global South, und 
Martin Müller und Elena Trubina (2020) unterstrichen 
jüngst – in der Tradition postkolonialer Studien – die Not-
wendigkeit und den Mehrwert, den „global East“ ernsthaft 
in den Blick zu nehmen und von den vielfältigen Transfor-
mationserfahrungen zu lernen.

Oft übersehen wir das gemeinsame (kulturelle) 
Erbe, das nicht nur die Länder des ehemaligen sozialisti-
schen Ostblocks verbindet, sondern auch Westeuropa mit 
dem postsowjetischen Raum. Beispiele dafür bietet die 
Stadtbaugeschichte, die im postsowjetischen Raum euro-
päische Traditionen der Baukultur mit internationalen Ar-
chitektur- und Stadtbautrends bis heute verbindet. Im Be-
reich der Stadtplanung finden wir in den Ländern der 
Östlichen Partnerschaft und in Russland darüber hinaus 
lange Traditionen der institutionalisierten, subsidiären und 
integrierten Flächennutzungsplanung, welche weitgehend 
unserem Planungssystem entsprechen. Wir sehen zudem 
im letzten Jahrzehnt Reformbestrebungen wie die Einfüh-
rung von Bürgerbeteiligung und Public-Private-Partners-
hip-Formaten in der Bauleitplanung sowie Strategische Pla-
nungsversuche, welche den Entwicklungen in Deutschland 
in den letzten Jahrzehnten ähneln. Die Geschichte zeigt un-
sere Nähe zueinander. 

Carola S. Neugebauer

URBANER AKTIVISMUS  
IM OSTEUROPA JENSEITS DER EU
Die Territoriale Agenda 2030
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Gemeinsame Herausforderungen
Die urbanen Aktivisten/Aktivistinnen in Osteruropa verwei-
sen darüber hinaus auf aktuelle Gemeinsamkeiten: Es sind 
die Herausforderungen, eine nachhaltige und ausgleichen-
de Stadt- und Raumentwicklung zu formulieren und umzu-
setzen. Seit drei Jahrzehnten erleben die Menschen in Ost-
europa stadträumliche Entwicklungen in einer Dynamik 
und polarisierenden Wirkung, wie wir sie in Westeuropa 
nicht kennen (Brade/Neugebauer 2017). Die Region ist ge-
prägt von Umbrüchen und Widersprüchen zwischen neoli-
beralem Wachstum und Schrumpfung, Demokratisierung, 
autoritären Traditionen und Trends gesellschaftlicher Pola-
risierung. Während gläserne Bürokomplexe und Wohntür-
me hochgezogen werden, droht historischen Stadtstruktu-
ren, Freiräumen und Bauten Abriss oder Verfall.

Der Stadtraum und seine Veränderungen sind daher 
heute das entscheidende Moment für Stadtbewohner/in-
nen, aktiv zu werden. Das zeigt beispielhaft Andrei Semo-
nov (2020), der eine medienbasierte Eventdatenbank zu 
„grassroots protests” in russischen Städten führt und für 
die Jahre 2012 bis 2014 zeigt, dass „the bulk of mobilisation 
targets the projects that infringe on the citizens‘ urban en-
vironments“. Die wesentlichen Themen der Stadtentwick-
lung sind, allen voran, der Erhalt von Parks und Grünsyste-
men, die bestandsorientierte Quartiersentwicklung, der 

Schutz baukulturellen Erbes und der freie Zugang zu Spiel- 
und Sportplätzen sowohl auf der gesamtstädtischen Ebene 
wie auf der Quartiersebene (Neugebauer/Semenov/Deny-
senko 2020). Auch fordern urbane Aktivisten/Aktivistinnen 
neue Formen der Mobilität in der Stadt; in einigen osteuro-
päischen Städten sind in den letzten Jahren Fahrradbewe-
gungen herangewachsen und in die Öffentlichkeit getreten 
(Mezentsev/Neugebauer/Mezentseva 2017). 

In den Interviewmaterialien unserer Projekte zeigt 
sich dabei, dass die urbanen Aktivisten/Aktivistinnen – ver-
standen als Einzelpersonen oder Kollektive, die sich in ih-
rem einmaligen oder dauerhalten Engagement auf den 
Stadtraum beziehen (Darieva/Neugebauer 2020:9) – die 
rasanten Veränderungen der letzten Jahre als Verlust von 
Lebensqualität und Identität kritisch reflektieren. Sie sehen 
die Stadtentwicklung einseitig durch ökonomische Ge- 
winninteressen getrieben statt durch Ausgleich und staatli-
che Verantwortung und Fürsorge. In diesen Befunden 
zeichnet sich also ab, dass die osteuropäischen Aktivisten/
Aktivistinnen mit ihrem Handeln jene Themen der Stadt- 
entwicklung aufgreifen und angehen, welche die Territoria-
le Agenda 2030 auch für die EU als die zentralen Hand-
lungsfelder identifiziert hat: eine nachhaltige und aus- 
gleichende Raumentwicklung.

St. Petersburg, Russland: Die zivilen Proteste gegen die Hochhaus- und Headquarter- Planungen von Gazprom in der historischen Innenstadt  
von St. Petersburg sind ein frühes und einprägsames Beispiel für den wachsenden urbanen Aktivismus in Osteuropa (Unterschriftenaktion).
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Im Unterschied zu der gängigen Formulierung in den 
1990er und 2000er Jahren können wir heute nicht mehr 
von einer passiven osteuropäischen Zivilgesellschaft spre-
chen (Jacobsson 2015). Vielmehr bestätigen die Interview- 
partner/innen in der russischen und ukrainischen Stadtpoli-
tik, Verwaltung und Privatwirtschaft, dass sie die Aktivisten/
Aktivistinnen als Akteure in der osteuropäischen Stadtpla-
nung wahrnehmen, auch wenn sie diese weder als Partner/
innen in der Stadtplanung und -entwicklung sehen, noch 
wollen, dass sie es werden. Nur wenige von ihnen sind be-
reit, die Bürger/innen besser über die Fragen der Planung 
zu informieren und ihre Kommentare und Ratschläge ein-
zuholen (Neugebauer/Semenov/Denysenko 2020:147).

Das Grundanliegen der osteuropäischen Aktivisten/
Aktivistinnen ist es folglich, die gesetzlich verbrieften Infor-
mationsrechte der Bürger/innen in der Planung in eine 
„gute Praxis“ zu überführen und so das Verfolgen der ihnen 
wichtigen Stadtentwicklungsthemen, wie die o.  g. Kon-
fliktthemen bestandsorientierte Quartiersentwicklung, 
Grünflächen etc. zu ermöglichen. Ihr Anspruch und Han-
deln ist damit durchaus politisch, aber selten politisch-ideo-
logisch geprägt. Anders als in Analysen zur Bürgermitwirkung 
in der deutschen Stadtplanung haben wir in Russland und 
der Ukraine bei den Aktivisten/Aktivistinnen bislang weder 

Hinweise auf ausgeprägte „Not in my backyard“-Haltungen 
noch eine Anspruchshaltung auf direkte Mitentscheidung 
in Stadtentwicklungsfragen feststellen können (Neugebau-
er/Semenov/Shevtsova et al. 2021). Bislang lässt sich auch 
keine Pluralisierung innerhalb der lokalen Aktivistenland-
schaft erkennen, die mit widerstreitenden Zielen einher-
geht, wie sie in Analysen zu westdeutschen Urban Mo-
vements festgestellt wird (Mayer 2000). 

Der urbane Aktivismus in Osteuropa ist allerdings 
sehr dynamisch: So sehen wir in Metropolen wie Moskau, 
St. Petersburg und Kiew neue ausdauernde Initiativen, die 
zunehmend proaktiv Zukunftsfragen der Stadtentwicklung 
auf die stadtpolitische und stadtgesellschaftliche Agenda 
heben, neue Ideen diskutieren und Mitstreiter/innen ausbil-
den wollen, anstatt wie bislang vor allem defensiv als quasi 
letzter Schutzwall gegen Stadtraumzerstörung vorzugehen 
(Pachenkov/Voronkova 2020). Die langfristig aktiven 
„Stadtmacher/innen“ in Osteuropa sind vernetzt, profes- 
sionell und vor allem sehr flexibel und digital, was ihre  
Selbstorganisation und ihr Wirken nach außen anbelangt. 

In unseren Analysen von Stadterneuerungsprojekten 
und urbanem Aktivismus zeichnet sich letztlich ab, dass der 
Anspruch der Territorialen Agenda 2030, die Raument-
wicklung auf eine „cooperation and coordination within so-

St. Petersburg, Russland: Die zivilen Proteste gegen die Hochhaus- und Headquarter- Planungen von Gazprom in der historischen Innenstadt  
von St. Petersburg sind ein frühes und einprägsames Beispiel für den wachsenden urbanen Aktivismus in Osteuropa (Demonstration).
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ciety“ zu gründen, für die osteuropäische Stadtentwicklung 
hochaktuell ist: Die Einbindung der aktiven Zivilgesellschaft 
in die Stadtplanung und Raumentwicklung ist eine der gro-
ßen Herausforderungen und Chancen. 

Letzteres gilt insbesondere auch für die peripheren 
Regionen, Mittel- und Kleinstädte, die ähnlich wie in der Eu-
ropäischen Union bislang auf allen Ebenen der Politik und 
Wissenschaft zu wenig Aufmerksamkeit erfahren (Batu- 
nova/Gunko 2018). Bis heute wissen wir vergleichsweise 
wenig über das Phänomen der schrumpfenden Städte in 
Osteuropa, auch wenn beispielsweise 83  % der ukraini-
schen Städte zwischen 1991 und 2013 Bevölkerung verlo-
ren haben (Nefedova/Slepukhina/Brade 2016). Vereinzelte 
qualitative Studien wie die von Alexander Formozov (2020) 
verweisen in solchen peripheren Raum- und Politikkontex-
ten auf Probleme der Daseinsvorsorge, z. B. auf den Mangel 
an Kultur- und Sozialtreffpunkten, und zeigen hier die Be-
deutung urbaner Aktivisten/Aktivistinnen auf, welche an-
stelle der finanzschwachen Kommunen infrastrukturelle 
Leistungen erbringen – im Sinne von „people as infrastruc-
tures“ (Tuvikene/Sgibnev/Neugebauer 2019:12). 

Lokal angepasste und lernende Wege
Die im Prinzip gemeinsamen Herausforderungen erfordern 
in der konkreten Reaktion aber „place-based approaches“; 
das hebt auch die Territoriale Agenda 2030 hervor. Der 
Blick nach Osteuropa verdeutlicht das in besonderem 

Maße. Die osteuropäischen Stadtentwicklungsprozesse 
unterstreichen beispielsweise die grundlegende Bedeu-
tung der Instrumente der verbindlichen Flächennutzungs-
planung: Sie sind als das Rückgrat einer ausgleichenden 
Stadtentwicklung nicht zu unterschätzen, jedoch in ihren 
Planungs- und Umsetzungsprozessen substanziell zu stär-
ken.

Die Bedeutung der Flächennutzungsplanung in ost-
europäischen Städten erwächst aus dem enormen Kon-
fliktpotenzial der Bodenfrage, welches durch Defizite im 
Katasterwesen und ein weit verbreitetes, einseitig liberales 
Verständnis des Eigentumsrechts verstärkt wird. Eigen-
tumsrecht wird gemeinhin gedeutet als das Recht, Eigen-
tum zum eigenen Nutzen ohne Verpflichtung gegenüber 
der Gemeinschaft nutzen zu können (Neugebauer/Semo-
nov/Denysenko 2020:148). 

Für erfahrene Aktivisten/Aktivistinnen ist die Flächen-
nutzungsplanung eine Bezugsebene für juristisches Vorge-
hen gegen Verstöße und ein moralischer Referenzpunkt, 
um ihr Engagement zu begründen. Das Beteiligungsrecht in 
der Bauleitplanung bietet außerdem neue, wenn auch bis-
lang schlecht umgesetzte Möglichkeiten der Einflussnahme 
auf Stadtentwicklung. Gleichzeitig nehmen viele Bürger/in-
nen die Flächennutzungsplanung als Gefahr wahr, denn Flä-
chennutzungspläne werden in Osteuropa schnell und oft 
verändert und Verstöße gegen die Planungen werden von 
der Bauaufsicht nicht geahndet. Die neuen Public-Priva-

Jekaterinburg, Russland: Die Dynamik und die Brüche der gesellschaftlichen Entwicklungen in den letzten Jahrzehnten sind im Stadtraum ablesbar. 
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te-Partnership-Formate (z.  B. in der Ukraine) zwischen 
Kommunen und Investoren sind ein mögliches Risiko für 
Transparenz und Ausgewogenheit in der Planung und Stad-
tentwicklung. Neue Instrumente der informellen Stadtpla-
nung wie Strategische Masterpläne sind zudem in den letz-
ten Jahren ein „Exportschlager“ aus Westeuropa (Seme- 
nov/Minaeva 2020). Sie bleiben bislang jedoch ohne Durch-
schlagskraft, da sie an Kernproblemen der Planung als poli-
tisch-ökonomisch dominierter Praxis vorbeigehen: Nicht 
selten dienen Masterpläne selbst nur dem Profilierungs-
wunsch einzelner Stakeholder in der Stadtpolitik. 

Die osteuropäische Stadtentwicklung und -planung 
spiegelt somit deutlich die Beziehungen zwischen Staat 
(Verwaltung und Politik), Privatwirtschaft und Bürgerin-
nen und Bürgern wider, die in den spezifischen, vor allem 
postsozialistischen Transformationen und Erfahrungen 
verankert sind. Das zeigt sich beispielsweise im Vergleich zu 
Deutschland. In Deutschland haben wir ein wettbewerbs- 
orientiertes politisches Umfeld auf der Grundlage stabiler 
demokratischer Institutionen und eine weitgehende Kohä-
renz zwischen formellen und informellen Institutionen der 
kooperativen Planung (d. h. Gesetzen und Praktiken), wel-
che den Bürgerinnen und Bürgern viele Zugangspunkte zu 
Entscheidungsprozessen in der Planung bieten, einschließ-
lich der Anreize für Politiker/innen, auf die Bedürfnisse der 
Bürger/innen einzugehen. Das ist in vielen osteuropäischen 
Städten anders: In Russland und der Ukraine sind zwar die 
Zusammenarbeit und Bürgerbeteiligung im Gesetz festge-
schrieben, aber die von Experten/Expertinnen gesteuerten 
lokalen Planungspraktiken und das geschlossene, politisch 
autoritäre Umfeld auf kommunaler Ebene sind der Bürger-
beteiligung wenig förderlich. Sehr oft entzieht die Schwä-
che des politischen Wettbewerbs dem Stadtrat seine de-
mokratisch-repräsentativen Funktionen – im Unterschied 
zu deutschen Städten, wo Kommunalpolitiker/innen je nach 
Wahlturnus und Rolle als „Regierung“ oder „Opposition“ 
manchmal allzu oft Standpunkte wechseln. Die Qualität, 
Stabilität und Kohärenz der formellen und informellen Ins-
titutionen der Planung und des politischen Systems sind 
also für die Akteursbeziehungen und den Interessensaus-
gleich in der Stadtplanung sehr bedeutsam und sollten kon-
textspezifisch betrachtet werden (Neugebauer/Semenov/
Shevtsova et al. 2021).

Die Planer/innen in den Stadtverwaltungen scheinen 
in den gegenwärtigen osteuropäischen Kontexten ihre 
Funktion als gestaltende, ausgleichende Kraft selten zu er-
füllen. Zwar formulieren sie durchgängig das Planungsziel, 
lebenswerte Städte zu formen. Die Stadtplanungsämter 
und ihre Mitarbeiter/innen sind aber entweder Teil der Ar-
rangements oder aber damit überfordert, der Vorherrschaft 
von Exekutiveliten und einzelnen Vertreterinnen/Vertre-
tern der Privatwirtschaft wirksam entgegenzutreten. Es 
fehlen dazu u. a. die Rückendeckung durch Stadtparlamen-
te, Personalressourcen und das Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger. Diese Situation auf lokaler Ebene erscheint 
problematisch, denn wir wissen aus deutschen Städten, 
dass effektive und nachhaltige Stadtplanung maßgeblich 
von dem konstruktiven und vertrauensvollen Zusammen-

spiel einer kompetenten, leistungsfähigen Stadtverwaltung 
und einer an Zukunftsthemen orientierten Stadtregierung 
(OB und Stadtparlament) profitiert bzw. im Umkehr-
schluss unter einer schwächelnden Verwaltung und politi-
schen Führung sowie dem Misstrauen der Zivilgesellschaft 
leidet.

Bislang wissen wir aber tatsächlich zu wenig über die 
Handlungsweisen, Spielräume und Abhängigkeiten osteu-
ropäischer Stadtplaner/innen in den Verwaltungen und 
über ihre Gestaltungsansätze. Es ist und bleibt daher eine 
spannende Frage, welche Akteure und Partnerschaften in 
Osteuropa Ansätze einer an Nachhaltigkeit und Ausgleich 
orientierten Stadtentwicklung zukünftig umsetzen kön- 
nen. Der Druck dahingehend wächst, nicht zuletzt dank der 
urbanen Aktivisten/Aktivistinnen.

Fazit
Welchen Wert hat der Blick nach Osteuropa nun letztlich? 
Er gibt – zum Ersten – Rückenwind: Die Stadtentwicklungen 
in Osteuropa unterstreichen, dass die Territoriale Agenda 
2030 die richtigen, auch für die Nachbarn der Europäi-
schen Union wichtigen Themen der grünen und ausglei-
chenden Raumentwicklung anspricht. Der Aufruf, lokal an-
gepasste Steuerungs- und Planungsansätze zu formulieren, 
ermutigt dazu, die dynamischen osteuropäischen Pla-
nungskontexte und -entwicklungen noch mehr zu erfor-
schen.

Der Blick nach Osten sollte – zum Zweiten – neugierig 
machen. Welche emanzipierten eigenen Antworten finden 
Akteure und Partnerschaften auf die aktuellen Herausfor-
derungen der Stadtentwicklung in Osteuropa? Und was 
könnten wir ggf. daraus lernen? 

Gleichzeitig fordert der Blick gen Osten uns – zum 
Dritten – zu selbstkritischer Reflexion darüber auf, was die 
tatsächlichen Wirkungen unserer Planungsansätze sind 
und welche Wirkmechanismen und Bedingungen ihnen zu-
grunde liegen. Was daran ist es wert, übertragen zu wer-
den, und unter welchen Prämissen ist es transfer- und an-
passungsfähig? 

Vor diesen Hintergrund könnte die Territoriale Agen-
da 2030 für die osteuropäische Stadtplanung vor allem in 
Form von Partnerschaften auf Augenhöhe in der EU an Be-
deutung gewinnen. Sinnvoll sind Partnerschaften sowohl 
im Bereich der Forschung, welche aktuell debattierte The-
men der Stadtentwicklung und planerischen Steuerung 
aufgreifen, als auch Partnerschaften im Bereich der Hoch-
schullehre und der wissenschaftlichen Nachwuchsförde-
rung. Außerordentlich wertvoll wäre es darüber hinaus, 
kontinuierliche Kooperations- und Diskussionsformate zu 
entwickeln, die sich an die Akteure der Praxis richten. Oft-
mals gibt es solche Möglichkeiten für die Zivilgesellschaft, 
jedoch höchst selten für Praktiker/innen in Stadtverwaltun-
gen und Kommunalpolitik. Wäre hier nicht ein Ansatzpunkt 
für die ARL?
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